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Ansprechpartner in der DIHK: 

Dr. Marc Evers (evers.marc@dihk.de) 

Mittelstand stärken:
Unternehmertum nachhaltig unterstützen 

Der Mittelstand ist eine starke Säule der 

deutschen und europäischen Wirtschaft. 

Kleine und mittelgroße Unternehmen (KMU) 

stellen in Deutschland und der EU mehr als 

99 Prozent aller Unternehmen und deutlich 

mehr als die Hälfte aller Beschäftigten in der 

Privatwirtschaft.  

Die Wirtschaft in der Breite braucht wachs-

tums- und innovationsfreundliche Rahmen-

bedingungen. Zwar ist eine zunehmende Zahl 

von mittelständischen Unternehmen grenz-

überschreitend aktiv. Oftmals können diese 

Unternehmen aber Standortnachteile nicht 

oder nur mit höheren relativen Kosten durch 

einen Auf- oder Ausbau von Standorten im 

Ausland kompensieren, um wettbewerbsfä-

hig zu bleiben. Belastungen etwa durch Bü-

rokratie treffen den Mittelstand besonders. 

Angesichts der aktuellen großen Herausfor-

derungen wie des starken Fachkräfteman-

gels, der geopolitischen Spannungen, des 

energie- und klimapolitischen Transformati-

onsprozesses und einer hohen Bürokratiebe-

lastung benötigen die Unternehmen mehr 

unternehmerische Freiheiten und einen grö-

ßeren Spielraum. mit einem breiten techno-

logieoffenen wirtschaftspolitischen Ansatz 

als vordringlich an. Die Unternehmensbefra-

gungen der IHK-Organisation zeigen, dass 

aus Sicht der Unternehmen weniger die se-

lektiven und oft auch bürokratischen (För-

der-)Maßnahmen von hohem Interesse sind, 

sondern eher klare, marktorientierte Rah-

menbedingungen. Das gilt auch für die Si-

cherung der immer schwieriger werdenden 

Suche nach einer geeigneten Unternehmens-

nachfolge.  

Folgende Leitlinien sollten das wirtschaftspo-

litische Handeln bestimmen:  

• Dem Mittelstand wettbewerbsfähige Rah-

menbedingungen bieten (DE+EU)

• Wertschätzung für Unternehmertum erhö-

hen (DE)

• Wirtschaftskompetenz und Unternehmer-

tum fördern (DE)

• Unternehmensübergaben und -übernahmen

erleichtern (DE)

• Mittelstandspolitik auch EU-seitig hohe Pri-

orität einräumen (EU)

• Wachstumschancen und größeren Mittel-

stand (Mid Caps) stärker in den Blick neh-

men (EU)

• Schwellenwerte in der EU-Rechnungsle-

gungsrichtlinie anpassen (EU)

zum Feedback-Formular

https://www.ihk.de/rheinhessen/standort/wirtschaftspolitik/beteiligungsportal/beteiligung-wipos-4889876
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Dem Mittelstand wettbewerbsfähige Rah-

menbedingungen bieten (DE+EU) 

Der Mittelstand braucht in erster Linie wett-

bewerbsfähige Rahmenbedingungen, die den 

kleinen und mittelgroßen Unternehmen er-

möglichen, in hart umkämpften Märkten er-

folgreich zu sein. Kern des Unternehmertums 

ist dabei: in die Zukunft investieren und da-

bei erhebliche Risiken eingehen. Dies prägt 

vor allem die eigentümer- und familienge-

führten Unternehmen.  

Wenn es um konkrete Forderungen an die 

Politik geht, steht der Abbau unnötiger Bü-

rokratiebelastung regelmäßig an erster Stelle 

der Agenda. Das gilt insbesondere auch für 

Pflichten, die aus dem jüngst in Brüssel ver-

abschiedeten EU-Lieferkettengesetz und der 

nationalen Umsetzung der europäischen 

Nachhaltigkeitsberichterstattung folgen (vgl. 

Kapitel „Bürokratieabbau“,„Sustainable Fi-

nance“ und „Binnenmarkt“). Die im interna-

tionalen Vergleich hohe Steuerbelastung der 

Unternehmen ist ein weiterer wesentlicher 

Hemmfaktor für den Mittelstand. Positive 

Anreize könnte die Politik hier setzen, wenn 

die steuerliche Begünstigung bei den im Be-

trieb einbehaltenen und reinvestierten Ge-

winne verbessert würde und so die steuerli-

che Behandlung von Eigenkapital Personen-

unternehmen und Kapitalgesellschaften an-

geglichen würde (vgl. Kapitel „Steuerpolitik“).  

Wertschätzung für Unternehmertum erhö-

hen (DE) 

Das Verständnis für unternehmerisches Han-

deln sollte durch einen intensiveren und ste-

tigen Dialog zwischen Unternehmen, Me-

dien, Regierungen, Parlamenten, Finanzie-

rungspartnern und Verwaltungen verbessert 

werden. Das stärkt Gründungen, innovative 

Start-ups sowie mittelständische Unterneh-

men und erhöht die Wertschätzung für das 

Unternehmertum. Vor allem im Kontext der 

Digitalisierung ist ein besseres Verständnis 

für sich wandelnde Geschäftsmodelle und 

veränderte Finanzierungserfordernisse und -

möglichkeiten bei allen gründungsrelevanten 

Akteuren erforderlich. Programme zur Hospi-

tation von Politikern bei Unternehmen könn-

ten hierzu beitragen.  

Wirtschaftskompetenz und Unternehmer-

tum fördern (DE) 

Denn mit „Wirtschaft“ und „Unternehmer-

tum“ kommen sie aus Sicht der Wirtschaft 

auf ihrem Bildungsweg noch zu wenig in 

Kontakt. Diese Themen sollten mit Blick auf 

die Ausbildungsstartkompetenz bundesweit 

in der Bildung mehr Beachtung finden. So 

sollten Voraussetzungen geschaffen werden, 

um ein wirtschaftliches Grundverständnis 

und unternehmerisches Denken und Handeln 

zu vermitteln. Betriebe plädieren für mehr 

Angebote im schulischen Kontext zur Förde-

rung von Unternehmertum, z. B. durch Schü-

lerfirmen und Gründungswettbewerbe. Ein 

frühzeitiges Verständnis für wirtschaftliche 

Themen und unternehmerische Bildung ist 

mit Blick auf die Fachkräftesicherung ein 

wichtiger Baustein, auch im Bereich Unter-

nehmertum, Gründung und Unternehmens-

nachfolge. Know-how und Interesse am Un-

ternehmertum erhöhen Gründungschancen. 

Die Wissensvermittlung und Motivation zur 

Unternehmensgründung und -nachfolge 

sollten intensiviert und vorhandene Initiati-

ven vernetzt werden. Die stärkere Vermitt-

lung von wirtschaftlichen Zusammenhängen 

dürfte zu einem realistischeren Unterneh-

merbild beitragen und damit das Klima für 

Unternehmertum insgesamt verbessern. (vgl. 

Kapitel „Fachkräftesicherung - Berufliche 
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Bildung stärken - Potenziale heben“). Hoch-

schulen sollten viel häufiger Ausgründungen 

begleiten - auch mit Partnern aus der Wirt-

schaft. IHKs könnten hierbei als Mittler auf-

treten.  

Unternehmensübergaben und -übernah-

men erleichtern (DE) 

Die Zahl von „Altinhabenden“ auf Nachfolge-

suche, die sich von ihrer IHK unterstützen 

lassen, bewegt sich auf Rekordniveau. Die 

Zahl der Unternehmensangebote übersteigt 

die Zahl der Nachfragen im IHK-Bereich um 

ein Mehrfaches. Eine zunehmende Zahl von 

Nachfolgesuchenden bleibt nichts anderes 

übrig als ihr Unternehmen zu schließen. Die 

Politik sollte deshalb das Interesse an Unter-

nehmensnachfolgen stärken und die Rah-

menbedingungen für Unternehmen attrakti-

ver gestalten. Insbesondere sollte die Erb-

schafts- und Schenkungsteuer eine belas-

tungsfreie Übertragung des Betriebsvermö-

gens auf die nächste Generation sicherstel-

len (vgl. Kapitel „Steuerpolitik“).  

Mittelstandspolitik auch EU-seitig hohe 

Priorität einräumen (EU) 

Die Europäische Union braucht eine dezi-

dierte KMU-Politik, die von allen Teilen der 

Kommission beachtet, umgesetzt und ver-

bessert wird.  

Dazu zählt eine konsequente Beachtung des 

“Think Small First”-Prinzips beim Entwerfen 

von EU-Gesetzen. Auch sollte der “KMU-

Test” in sämtlichen Folgenabschätzungen der 

Europäischen Kommission verbindlich ange-

wendet werden, um unnötige Belastungen 

durch EU-Regularien für Unternehmen be-

reits im Gesetzgebungsprozess zu identifizie-

ren und zu vermeiden. Hierbei sollte berück-

sichtigt werden, dass Bürokratielasten bei 

KMU überproportionale Kosten verursachen, 

das sie nur über geringere Verwaltungsres-

sourcen verfügen als größere Unternehmen, 

oft müssen die Inhaber den „Papierkram“ 

selbst erledigen. Entscheidend ist auch eine 

frühzeitige Einbindung von KMU-Vertretern 

in den Gesetzgebungsprozess, in Experten- 

und Beratergremien der EU-Institutionen, 

um die Erfahrungen und Belange von KMU 

bei der Politikgestaltung angemessen zu be-

rücksichtigen. Gleichzeitig sind konkrete 

Maßnahmen zum Abbau aktuell bestehender 

Belastungen notwendig, im Unternehmens-

alltag schnell spürbar werden. Ein Beispiel ist 

hier die Evaluierung regulatorischer Vorga-

ben und der Abbau unverhältnismäßiger Be-

richtspflichten (vgl. Kapitel „Bürokratieabbau 

und Besseres Recht“). 

Eine wichtige Funktion könnte die Position 

des KMU-Beauftragten der EU-Kommission 

übernehmen. Diese Position sollte so in der 

„Governance-Struktur“ der Kommission ein-

gebunden werden, dass Maßnahmen zur 

Stärkung des europäischen Mittelstands über 

die verschiedenen Generaldirektionen der 

EU-Kommission hinweg durchgesetzt wer-

den kann. 

Wachstumschancen und größeren Mittel-

stand (Mid Caps) stärker in den Blick neh-

men (EU) 

Wachsen KMU in die Kategorie ab 250 Mit-

arbeitern herein, haben sie eine gute Chance, 

in größeren Schritten weitere Wachstumspo-

tenziale zu realisieren. Die EU-Kommission 

sollte die aus dem Jahr 2003 stammenden 

Schwellenwerte, bis zu denen ein Unterneh-

men als „KMU“ gilt – Jahresumsatz bis 50 

Mio. Euro und Jahresbilanzsumme bis 43 

Mio. Euro – deutlich anheben. Die Grenze für 

die Mitarbeiterzahl sollte die Kommission 
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nach Einschätzung der Mehrheit der Unter-

nehmen auf mindestens 500 anheben. Zu-

mindest sollte für Unternehmen mit mehr als 

250 Beschäftigten eine „Mid Cap“-Kategorie 

geschaffen werden, um einen vereinfachten 

Zugang zu Innovations-Programmen der Eu-

ropäischen Union zu ermöglichen. Die EU-

Kommission sollte ihre Programme zur För-

derung von Forschung, Entwicklung und In-

novation mittelstandsfreundlich weiterent-

wickeln (vgl. Kapitel „Forschung und Innova-

tion“). Verbundene Unternehmen sollten nur 

dann in die Berechnung des KMU-Status ein-

bezogen werden, wenn sie tatsächlich auch 

von der konkreten Sonderregelung profitie-

ren. Es sollte ein klares Regel-Ausnahme-

Verhältnis geschaffen werden. 

Schwellenwerte in der EU-Rechnungsle-

gungsrichtlinie anpassen (EU) 

Die Schwellenwerte für die Unternehmens-

größen sollten auch in der EU-Rechnungsle-

gungsrichtlinie 2013/34/EU angepasst wer-

den. Die finanziellen Schwellenwerte wurden 

bereits unter Berücksichtigung der Inflati-

onsraten angehoben. Bei den monetären wie 

nicht-monetären Schwellenwerten der EU-

Rechnungslegungsrichtlinie sollten die bis-

her als „groß“ definierten Unternehmen aus 

deutscher Perspektive aber als mittelständi-

sche Unternehmen eingestuft werden. Der 

Schwellenwert „Anzahl der Mitarbeitenden“ 

zur Kennzeichnung großer. Unternehmen 

sollte nach Einschätzung der Mehrheit der 

Unternehmen auf mindestens 500 angeho-

ben werden. 

 




